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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn. 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1230/69 über die Anwendung von Ausgleichs- 
beträgen beim Handel mit bestimmten, unter die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1059/69 fallenden Waren. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 13. Mai 1970 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1230/69 über die 
Anwendung von Ausgieichsbeträgen beim Handel mit bestimm- 
ten, unter die Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 fallenden Waren 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 
des Rates vom 28. Mai 1969 zur Festlegung der 
Handelsregelung für bestimmte, aus landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen hergestellte Waren (1), geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2520/69 (2), insbe- 
sondere auf Artikel 14 Absatz 3, 
auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG Nr. 886/68 des Rates vom 
28. Juni 1968 zur Festsetzung des Richtpreises für 
Milch sowie der Interventionspreise für Butter, 
Magermilchpulver, Grana padano und Parmigiano- 
Reggiano für das Milchwirtschaftsjahr 1968/1969 (3), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2433/69 (4), die gemäß Artikel 1 der zuletzt genann- 
ten Verordnung auch für das Milchwirtschaftsjahr 
1969/1970 gilt, bestimmt in ihrem Artikel 4 Absatz 1 
unter anderem, daß der Preis, zu dem die Interven- 
tionsstellen Butter kaufen, gleich dem Interventions- 
preis ist, der jedoch in den Niederlanden um einen 
Berichtigungsbetrag von 6,00 Rechnungseinheiten je 
100 Kilogramm vermindert wird. 

Um zu verhindern, daß diese Vorschriften zu Ver- 
zerrungen im Wettbewerb zwischen denjenigen Ver- 
arbeitungsbetrieben führen, die Waren erzeugen, bei 
deren Herstellung Butter in großen Mengen ver- 
wendet wird, hat die Verordnung (EWG) Nr. 1230/69 
des Rates vom 30. Juni 1969 über die Anwendung 
von Ausgleichsbeträgen beim Handel mit bestimm- 
ten, unter die Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 fallen- 
den Waren (5), geändert durch die Verordnung 
(EW) Nr. 2434/69 (6), die Erhebung oder gegebenen- 
falls die Gewährung von Ausgleichsbeträgen zur 
Aufhebung der Auswirkungen der genannten Berich- 
tigungsbeträge im Handel mit den betreffenden 
Waren zwischen den Niederlanden und den übrigen 
Mitgliedstaaten und den Drittländern vorgesehen. 

Die Verordnung (EWG) Nr. /70 des Rates vom 
1970 zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 886/68 zur Feststezung des Richtpreises 
für Milch sowie der Interventionspreise für Butter, 
Magermilchpulver, Grana Padano und Parmiggiano- 
Reggiano, gültig für das Milchwirtschaftsjahr 1968/ 

Brüssel 


1969, hat den Berichtigungsbetrag, wovon der Preis, 
zu dem die Interventionsstelle in Holland Butter 
kauft, bis jetzt betroffen war, aufgehoben; es ist 
dementsprechend erforderlich, die Anwendung der 
von den Niederlanden zu gewährenden oder zu er- 
hebenden Ausgleichsbeträge gemäß Verordnung 
(EWG) Nr. 1230/69 zu beenden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 1 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 
1230/69 ist aufzuheben. 

Artikel 2 

1. In Artikel 1 Absatz 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1230/69 sind die Worte „die Bestimmungen 
der Absätze 2 und 3" durch die Worte „die Be- 
stimmungen des Absatzes 2 " zu ersetzen. 

2. In Artikel 1 Absatz 5 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1230/69 sind die Worte „die in den Absätzen 
2 und 3 vorgesehenen Ausgleichsbeträge" durch 
die Worte „die in Absatz 2 vorgesehenen Aus- 
gleichsbeträge" zu ersetzen. 

3. In Artikel 2’ der Verordnung (EWG) Nr. 1230/69 
sind die Worte „in den Absätzen 2 und 3 dieses 
Artikels" durch die Worte „in Absatz 2 dieses 
Artikels" zu ersetzen. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

(1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 12. Juni 1969, S. 1 

(2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 317 
vom 18. Dezember 1969, S. 1 

(3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 156 
vom 4. Juli 1968, S. 4 

(4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 307 
vom 7. Dezember 1969, S. 1 

: (5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 159 
vom 1. Juli 1969, S. 6 

(6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 307 
: vom 7. Dezember 1969, S. 2 

, den 
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Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Um die Einführung von Einheitspreisen auf dem Sek- 
tor Milch und Milcherzeugnisse zu vereinfachen, hat 
der Rat durch Verordnung (EWG) Nr. 886/68 vom 
28. Juni 1968 (1), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 2433/69 (2), eine Anzahl von An- 
passungsmaßnahmen für bestimmte Mitgliedstaaten 
getroffen. 

Für Butter insbesondere sind Berichtigungsbeträge 
festgesetzt worden, um den für dieses Erzeugnis 
festgesetzten Interventionspreis zu erhöhen oder zu 
vermindern. Gegenwärtig wird von Belgien und 
Luxemburg eine Erhöhung des Interventionspreises 
von 2,75 RE/100 kg und von Holland eine Verminde- 
rung von 6 RE/ 100 kg angewandt. 

Da diese Bestimmungen Wettbewerbsverzerrungen 
zwischen den produzierenden Industrien von be- 
stimmten unter die Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 
(3) fallenden Waren, die große Mengen Butter ver- 
wenden, mit sich bringen könnten, sind die betref- 
fenden Mitgliedstaaten verpflichtet, gemäß Verord- 
nung (EWG) Nr. 1230/69 (4), geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2433/69 (5), Ausgleichsbeträge 
zu gewähren oder zu erheben, die bestimmt sind, 
die Auswirkungen dieser Berichtigungsbeträge im 
Handel mit den betreffenden Waren aufzuheben. 


Auf Antrag der Niederlande hat die Kommission 
dem Rat jedoch einen Vorschlag der Verordnung 
zur Aufhebung des bis jetzt in diesem Mitgliedstaat 
anzuwendenden Berichtigungsbetrages vorgelegt. 

Um jede Unvereinbarkeit zwischen den auf Butter 
anzuwendenden Bestimmungen und den Bestimmun- 
gen auf der Basis von Butter hergestellten Waren 
zu vermeiden, ist es notwendig, die gleichzeitige 
Aufhebung von in den Niederlanden im Handel mit 
diesen Waren gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 
1230/69 zu gewährenden oder zu erhebenden Aus- 
gleichsbeträgen vorzusehen. 

Das ist das Ziel dieses Vorschlags der Verordnung. 


(1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 156 
vom 4. Juli 1968, S. 4 

(2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 307 
vom 7. Dezember 1969, S. 1 

(3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L. 141 
vom 12. Juni 1969, S. 1 

(4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L. 159 
vom 1. Juli 1969, S. 6 

(5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 307 
vom 7. Dezember 1969, S. 2 
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